
REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 

Auf Vorschlag des Ministers für Gesundheit; 

Nach Beratung, 

BeschlieBt: 

Der für Gesundheit zustândige Minister wird damit beauftragt, dem Parlament der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft den Dekretentwurf mit folgendem Wortlaut vorzulegen: 
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DEKRETVORENTWURF ZUR SCHAFFUNG ElNES BEIRATS FOR GESUNDHEIT 

INHALTSANGABE 

Durch dies es Dekret soli ein Beirat für Gesundheit geschaffen werden, der die Regierung 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft im Bereich der Gesundheitspolitik beraten soli. 
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BEGRONDUNG 

ALLGEMEINE ERLÀUTERUNGEN 

lm Rahmen der sechsten Staatsreform hat die Deutschsprachige Gemeinschaft neue Zu­
standigkeiten erhalten, wie beispielsweise die Impulseo-Fôrderung für Àrzte, die Anerken­
nung und Finanzierung der Hausarztekreise und des Psychiatrieverbandes, die Festlegung 
der Anerkennungsnormen und der Finanzierung des psychiatrischen Pflegewohnheims, des 
Begleiteten Wohnens sowie die Langzeit-Rehabilitation. 

Zurzeit werden diese Bereiche von keinem Beratungsgremium der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft behandelt. Da künftige Vorhaben und somit die Umsetzung in Regeltexten 
auch diese Bereiche betreffen, ist es erforderlich, diesen Sektoren ebenfaUs Gehôr in den 
Beratungsgremien der Regierung zu verschaffen 

Zurzeit existieren im Gesundheitsbereich zwei Beirate, und zwar der Beirat für Gesund­
heitsfôrderung und der Krankenhausbeirat. Darüber hinaus wird das Themenfeld "psychi­
atrische Gesundheit" im Psychiatrieverband abgedeckt. 

Mit dem Ziel der starkeren Verknüpfung zwischen Gesundheitsfôrderung und Pravention 
einerseits und der Behandlungsmedizin andererseits, erfolgt eine Neugestaltung dieser Bei­
rate und die Schaffung eines einzigen Beirates für Gesundheit, der sowohl die Bereiche Ge­
sundheitsfôrderung aIs auch Gesundheitsversorgung umfasst. Die Netzwerkarbeit und die 
Abstimmung der Dienstleistungen aufeinander sind ein Ziel der Gesundheitsplanung für die 
Deutschsprachige Gemeinschaft im Hinblick auf die Optimierung der Behandlungs- und Be­
ratungsangebote für die Bürger. 

BEMERKUNGEN ZUM GUT ACHTEN DES BEIRA TS FÜR GESUNDHEITSFORDERUNG 

Der Beirat für Gesundheitsfôrderung steUte am 2. Marz 2020 ein Gutachten zum vorlie­
genden Dekretvorentwurf aus. 

ln einer ersten Bemerkung schlagt der Beirat vor, in Artikel 2 die Gesundheitsfôrderung 
vor der Gesundheitsversorgung zu nennen. Dieser Vorschlag wurde umgesetzt. 

Bezüglich der in Artikel 2 Absatz 3 vorgesehenen Begutachtungsfrist schlagt der Beirat 
vor, dass eine Rückmeldung der Regierung vorgesehen werden soUe. Diese Empfehlung wird 
zur Kenntnis genommen, jedoch nicht im Text berücksichtigt, da zum einen unklar ist, was 
genau hiermit beabsichtigt wird, und zum anderen diese Begutachtungsfrist aUgemein für 
aUe neuen Beirate eingeführt werden soU. 

ln einer aUgemeinen Empfehlung schlagt der Beirat vor, dass aUe Gutachten systematisch 
verôffentlicht werden. Dieser Empfehlung kann nicht entsprochen werden. Auch für andere 
Gremien und Beirate der Deutschsprachigen Gemeinschaft ist nicht vorgesehen, dass die 
Gutachten verôffentlicht werden. SoUten Gutachten zu Dekretentwürfen erteilt werden, 
werden diese jedoch beim Parlament hinterlegt. 

Hinsichtlich der in Artikel 3 vorgesehenen Zusammensetzung des neuen Beirats steUt 
sich der Beirat für Gesundheitsfôrderung die Frage, ob korrekt zwischen den Vertretern der 
verschiedenen Fachrichtungen gewichtet wurde. GemâB dem Ziel der integrierten Versor­
gung ist es sinnvoU, für die Begutachtung von Vorhaben verschiedene Fachrichtungen zu­
sammenzubringen. Eine Analyse durch das Prisma von Pers onen mit unterschiedlicher Aus­
bildung und beruflicher Erfahrung kann Probleme und Herausforderungen besser 
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identifizieren und zu innovativen Lôsungsansiitzen beitragen. AuBerdem kann nicht trenn­
scharf gekliirt werden, ob Vertreter einer Fachrichtung nicht auch in anderen Bereichen 
tiitig sind. Sa arbeiten Hausiirzte und auch Krankenhiiuser kurativ, aber zum Teil eben auch 
priiventiv. Sie sind in der physischen Gesundheitsversorgung tiitig ais auch in der psychi­
schen Gesundheitsversorgung und -fôrderung. 

In einer weiteren allgemeinen Bemerkung zu Artikel 3 stellt sich der Beirat die Frage, wie 
die Auswahl von Mitgliedern konkret erfolgen soli, wenn es keinen Berufsverband gibt. 
Zwecks Auswahl der Mitglieder wird ein Aufruf in der Presse gestartet, damit sich Interes­
senten melden. Es werden ebenfalls Personen angeschrieben. Für Paramediziner existiert 
niimlich keine vollstiindige Liste. Hausiirzte werden über die Hausiirztekreise erreicht. 

Darüber hinaus kônnten zwei Vertreter aus Sicht des Beirats nicht den kompletten Prii­
ventionsbereich abdecken. Dem ist zu entgegnen, dass auch AIIgemeinmediziner und 
Psychologen Priiventionsarbeit lei sten und über einen geschiirften Blick für diese Thematik 
verfügen. 

AuBerdem verweist der Beirat auf das Risiko von Interessenskonflikten, insoweit gewisse 
Sektoren nur durch eine einzige Persan vertreten werden. Diesbezüglich darf jedoch von 
dem bestellten Vertreter erwartet werden, dass sich dieser mit dem Sektor, den er vertritt, 
abspricht und entsprechend abwiigt, welchen Standpunkt er einnimmt. 

Was die Bürgervertretung im neuen Beirat betrifft, wünscht sich der Beirat die Festle­
gung von Auswahlkriterien. Die Autoren sind jedoch der Meinung, dass eine Einschriinkung 
des Bewerberfeld unerwünscht ist und sa offen wie môglich gehalten werden soli. Zudem 
hat man im Beirat für Seniorenunterstützung, für den es ein iihnliches Konzept der Bürger­
beteiligung gibt, gute Erfahrungen gemacht. 

Ein weiterer Vorschlag bezüglich der Zusammensetzung betrifft die Verbraucherschutz­
zentrale. Diese salle explizit ais Mitglied des Beirates aufgenommen werden. Die Autoren 
weisen diesbezüglich auf die Môglichkeit hin, dass die Verbrauchschutzzentrale ais Experte 
gemiiB Artikel 4 §3 zu den Beratungen hinzugezogen werden kann, sollte dies sachdienlich 
sein. 

Bezüglich der in Artikel4 des Vorentwurfs festgelegten Funktionsweise bemiingelt der 
Beirat, dass nicht die exakte Arbeitsweise des neuen Beirats geregelt wird und samit die 
Befürchtung in den Raum stellt, dass sich der neue Beirat in Fragestellungen zur internen 
Arbeitsweise verliert. Hierauf kann geantwortet werden, dass es die inhiirente Aufgabe des 
Beirats ist, seinen Auftrag gemiiB Artikel 2 zu erfüllen. Es ist schlieBlich die Aufgabe des 
Vorsitzenden des Beirates dafür zu sorgen, dass dieser funktionsfiihig ist und korrekt ar­
beitet. 

Zum selben Artikel stellt der Beirat die Frage, ob überhaupt effizient gearbeitet werden 
kônne, wenn solch unterschiedliche Themenfelder behandelt werden, und ob die Mitglieder 
in diesem Fall über die notwendige Fachkompetenz verfügen. Er kônne zwar nachvollziehen, 
dass das Dekret aus diesem Grund die Môglichkeit bietet, Arbeitsgruppen einzusetzen (§4), 
jedoch fehlt aus seiner Sicht der strukturelle Rahmen. Aus dem Grund schliigt der Beirat 
var, dekretal drei feste Arbeitsgruppen einzurichten. Daneben salle ein Koordinationsgre­
mium eingerichtet werden, um den Austausch zwischen den Arbeitsgruppen zu gewiihrleis­
ten. Durch eine zu starre Verankerung von Themen in einzelnen Arbeitsgruppen reduziert 
man den innovativen Charakter der künftigen Arbeit dieses Beirates im Rahmen der inte­
grierten Versorgung. Ein solches Vorgehen würde deshalb nicht qualitiitssteigernd, sondern 
qualitiitshemmend wirken. Die Chance der multidimensionalen Begutachtung durch einen 
Beirat, in dem verschiedene Fachkompetenzen vertreten sind, würde samit minimiert. Dar­
über hinaus sollte der Beirat selbst entscheiden kônnen, welche Arbeitsgruppen er zu 
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welchem Schwerpunktthemen schafft, wie er sie zusammensetzt und diese auch zeitlich 
befristen. Nichts hindert demnach den Beirat rur Gesundheit daran, gewünschte Arbeits­
gruppen zu schaffen. 

BEMERKUNGEN ZUM GUTACHTEN DES PSYCHIATRIEVERBANDS 

Der Psychiatrieverband der Deutschsprachigen Gemeinschaft hat am 20. Februar 2020 
ein Gutachten zum vorliegenden Dekretvorentwurf erstellt. 

Grundsâtzlich begrüBt der Psychiatrieverband die Schaffung eines Beirats, würde es je­
doch vorziehen, weiterhin eine gesonderte Stellung einzunehmen und nicht in den Beirat 
für Gesundheit eingegliedert zu werden. Stattdessen solle der Psychiatrieverband ais 
Konzertierungsebene der Experten fungieren. Die Autoren des vorliegenden Vorschlags 
sind der Meinung, dass der Psychiatrieverband auch weiterhin bestehen wird, eine Konzer­
tierung ist also weiterhin môglich. Darüber hinaus ermôglicht der Dekretvorentwurf die Ein­
richtung von Arbeitsgruppen, mit denen dieser Bereich abgedeckt werden kann. 

Was die Zusammensetzung des Beirats betrifft, bemângelt der Psychiatrieverband, dass 
zwei Vertreter aus dem Bereich Psychiatrie angesichts der GrôBe des Sektors nicht ausrei­
chend sind. Auch hier gilt, dass AIIgemeinmediziner und Fachârzte über Kenntnisse in die­
sem Bereich verfügen. 

BEMERKUNGEN ZUM GUTACHTEN DES KRANKENHAUSBElRA TS 

Der Krankenhausbeirat stellte sein Gutachten zum Dekretvorentwurf am 15. Oktober 
2020 aus. 

Das eigentliche Gutachten besteht lediglich aus der Bemerkung, dass der Krankenhaus­
beirat nicht in den neuen Beirat für Gesundheit eingegliedert werden und stattdessen in 
der jetzigen Form weiterbestehen solle. Der Beirat für Gesundheit kônne aus Sicht des Kran­
kenhausbeirats ais übergeordnete Struktur genutzt werden, in dem übergreifende Themen 
besprochen werden. Es besteht die Môglichkeit Arbeitsgruppen zu schaffen, in denen die 
Themen vorbereitend diskutiert werden. Demzufolge kônnten krankenhausspezifische The­
men in einer Arbeitsgruppe vorbereitet werden. Die Vorschlâge sollten anschlieBend im Bei­
rat für Gesundheit aus dem Blickwinkel der verschiedenen Disziplinen begutachtet werden. 
Die Essenz des neuen Gremiums besteht gerade in diesem multidimensionalen Blick auf die 
Gesundheitsangebote und die Vemetzung dieser in der Deutschsprachigen Gemeinschaft. 

Nachtrâglich lieB der Krankenhausbeirat der Regierung noch einige formlose Bemerkun­
gen zukommen, auf die im Folgenden eingegangen wird. 

Der Krankenhausbeirat stellt sich die Frage, wieso die Grundlagentexte im fôderalen Zu­
stândigkeitsbereich im Dekretvorentwurf nicht erwâhnt werden. Dies hat den Grund, dass 
es sich um ein Gremium handelt, das Gutachten allein zu den Themenbereichen ausstellen 
soli, die sich im Zustândigkeitsbereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft befinden. Es ist 
daher nicht nôtig, dass der Dekretvorentwurf Bezug auf fôderale Rechtstexte nimmt. 

AnschlieBend bemângelt der Krankenhausbeirat, dass die ursprünglich detaiUierte Mis­
sion des Krankenhausbeirats, nâmlich die Prüfung der Einhaltung der Krankenhausgesetz­
gebung und der Krankenhaus- und Krankenhausdienstnormen, sich nicht mehr im Dekret­
vorentwurf wiederfindet. Das .. Gesetz" (gemeint ist wohl das Koordinierte Gesetz yom 10. 
Juli 2008 über die Krankenhâuser und andere Pflegeeinrichtungen) sehe vor, dass Themen, 
die in den Kompetenzbereich der Gemeinschaften fallen, im Krankenhausbeirat der Gemein­
schaften besprochen werden. Zwar sieht das gemeinte Gesetz nicht vor, dass es einen 
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.regionalen" Krankenhausbeirat geben muss, in dem bestimmte Themen besprochen wer­
den müssen. Jedoch scheint es für die Rechtssicherheit erforderlich, das ursprüngliche Auf­
gabenfeld des Krankenhausbeirats aus dem Dekret yom 20. Oktober 1997 zur Schaffung 
eines Krankenhausbeirats und eines Beirats für Wohn-, Begleit- und Pflegestrukturen für 
Senioren sowie die hii.usliche Hilfe zu übemehmen und weiterzuführen, sodass sicherge­
stellt ist, dass keine Fragen offen bleiben, in welchen Situationen ein Gutachten des Beirats 
für Gesundheit bei der Anwendung des Koordinierten Gesetz yom 10. Juli 2008 erforderlich 
ist. 

ln Bezug auf die Zusammensetzung schlussfolgert der Krankenhausbeirat, dass Vertre­
ter aus beiden Krankenhii.usem im deutschen Sprachgebiet vertreten sein müssten, um 
gleichwertig vertreten zu sein. Die Autoren vertreten jedoch die Meinung, dass es den Kran­
kenhii.usem obliegt, sich intem zu konzertieren, wer welchen Vertreter für die Àrzteschaft 
und die Krankenhausverwaltung entsendet. Es ist nicht mëglich für jede Art Einrichtung, die 
mehrmals im deutschen Sprachgebiet existiert, einen eigenen Vertreter in den Beirat zu 
bestellen. Durch zu viele Mitglieder wird die Arbeitsweise zu schwerfii.llig, was auf Kosten 
der Handlungsfii.higkeit geht. 

Weiterhin kann der Krankenhausbeirat nicht nachvollziehen, wieso die Angelegenheiten 
des Seniorenbereichs in separaten Beirat für Seniorenunterstützung ausgelagert werden, 
wahrend die spezifischen und zum Teil doch recht technischen Angelegenheiten, die der 
Krankenhausgesetzgebung unterstehen, in einem Dekret erfasst werden sallen. Der Bereich 
der Seniorenunterstützung ist nicht ausgelagert, sondem funktioniert, was die beratende 
Funktion betrifft, parallel ais Beirat für Seniorenunterstützung. Der Schwerpunkt der Auf­
gaben im Bereich der Seniorenunterstützung liegt in den Angeboten für Senioren, um 
selbstbestimmtes Altem im natürlichen Alterungsprozess zu erleichtem. 

Natürlich gibt es Schnittstellen zwischen den Bereichen. Deshalb ist auch Hinzuziehen eines 
Experten aus dem Beirat für Seniorenunterstützung, beziehungsweise das gemeinsame Ta­
gen der beiden Beirii.te eine Mëglichkeit, die beide Beirii.te ins Auge fassen kënnen. Eine Zu­
sammenlegung mit dem Beirat für Seniorenunterstützung ist zukünftig sicherlich denkbar. 
Jedoch werden durch vorliegenden Vorschlag bereits mehrere Themenfelder zusammenge­
legt. Man sollte den Mehrwert der Ausweitung auf weitere Themengebiete wie die Senio­
renunterstützung nach einer Evaluierung vorliegender Schaffung des Beirates für Gesund­
heit mittelfristig diskutieren. 

KOMMENTAR ZU DEN ARTIKELN 

Artikell 

Dieser Artikel schafft einen Beirat für Gesundheit. 

Artikel2 

Dieser Artikellegt die Aufgaben des Beirats fest. Er legt auch fest, dass die Regierung zu 
jedem Vorentwurf eines Dekretes oder eines Erlasses, der die Gesundheitspolitik im Sinne 
von Artikel 5 §1 1 des Sondergesetzes yom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen 
betrifft, das Gutachten des Beirats einholt. Dazu zii.hlen insbesondere die Gesundheitsver­
sorgung und die Gesundheitsfërderung. Um Unklarheiten in Bezug auf die Begutachtungs­
funktion im Bereich der Krankenhausgesetzgebung auszuschlieBen, wird die bisherige Auf­
gabenbeschreibung in diesem Bereich aus dem Schaffungsdekret des bisherigen Kranken­
hausbeirats weitergeführt. Jedoch sallen sich die Aufgabenbereiche des nun geschaffenen 
Beirats für Gesundheit nicht mit denen des Beirats für die Seniorenunterstützung 
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überschneiden. Ein entsprechendes Ausschlusskriterium wird in Absatz 1 Nummer 1 vorge­
sehen. 

Artikel3 

Dieser Artikel bestimmt die Zusammensetzung des Beirats. Er besteht hauptsachlich aus 
im Gesundheitsbereich arbeitenden Berufstatigen, entweder in den Einrichtungen oder ais 
Freiberufler im deutschen Sprachgebiet. Darüber hinaus werden noch zwei Bürger in den 
Beirat besteUt, die keine Funktion in einer Gesundheitseinrichtung im deutschen Sprachge­
biet ausüben. Hierdurch soU bei der Begutachtung durch das Gremium neben der fachlichen 
Sicht der Dienstleister auch die Bedarfe von Bürgem integriert werden. Zum Beispiel wird 
dies ein Mehrwert sein bei der Definierung neuer Qualitatsnormen. 

Die Mitglieder werden von der Regierung für ein Mandat von vier Jahren besteUt. 

Artikel4 

Dieser Artikel bestimmt die Funktionsweise des Beirats. Der Artikel gibt dem Beirat die 
Môglichkeit, Fachleute zu seinen Beratungen hinzuzuziehen, die jedoch über kein Stimm­
recht verfügen. Zudem kônnen auch Arbeitsgruppen eingesetzt werden, die sich mit den 
Themen wie mentale Gesundheit oder Sucht oder aber Emahrung auseinandersetzten. Die 
Arbeitsgruppen kônnen somit multifokal ein Thema bearbeiten. 

Auch Zusammenarbeit mit anderen Beiraten môglich rund um ein Thema zur ErsteUung von 
Gutachten. 

Artikel5 

Dieser Artikel sieht vor, dass der Beirat jahrlich einen Bericht über seine Tatigkeiten ver­
fasst, den er der Regierung und dem Parlament zukommen lasst. 

Artikel6 

Dieser Artikellegt fest, wer Anrecht auf Anwesenheitsgelder und Fahrtentschadigungen 
hat. 

Artikel7-9 

Durch die Zusammenlegung des Beirats für Gesundheitsfôrderung und des Kranken­
hausbeirats müssen die entsprechenden Grundlagendekrete angepasst werden. So werden 
im Dekret zur Gesundheitsfôrderung die Verweise auf den Beirat für Gesundheitsfôrderung 
durch Verweise auf den neuen Beirat ersetzt und das Kapitel, das der Schaffung des Beirats 
für Gesundheitsfôrderung dient, aufgehoben, wahrend das Dekret vom 20. Oktober 1997 
zur Schaffung eines Krankenhausbeirats und eines Beirats für Wohn-, Begleit- und Pfle­
gestrukturen für Senioren sowie die hausliche Hilfe komplett aufgehoben wird. Der Teil des 
Dekretes betreffend den Beirat für Wohn-, Begleit- und Pflegestrukturen für Senioren so­
wie die hausliche Hilfe wurde bereits durch das Dekret vom 13. Dezember 2018 aufgeho­
ben. 

Artikell0 

Diese Bestimmung sieht das Inkrafttreten des Dekretentwurfs zum 1. Januar 2023 vor. 
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Der Vize-Ministerprâsident, 
Minister für Gesundheit und Soziales, Raumordnung und Wohnungswesen 

A. ANTONIADIS 
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VORENTWURF 

Dekretvorentwurf zur Schaffung eines Beirats für Gesundheit 

Artikel1 - Schaffung 

Es wird ein Beirat fur Gesundheit geschaffen. 

Art. 2 - Aufgaben 

Die Aufgaben des Beirats umfassen: 
1. das Erstellen von Gutachten in Bezug auf Gesundheitsfërderung und Gesundheitsver­

sorgung entweder aus eigener Initiative oder auf Antrag der Regierung, jedoch unter Aus­
schluss der Angelegenheiten, die in den Anwendungsbereich von Artikel 71 des Dekrets 
vom 13. Dezember 2018 über die Angebote fur Senioren und Personen mit Unterstützungs­
bedarf sowie über die Palliativpflege fallen; 

2. die Angelegenheiten, die gemâJ3 den Bestimmungen des koordinierten Gesetzes vom 
10. Juli 2008 über die Krankenhauser und andere Pflegeeinrichtungen dem Nationalen Rat 
für das Krankenhauswesen obliegen, insofern es sich um Angelegenheiten handelt, die im 
Zustandigkeitsbereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft sind; 

3. das Erstellen von Gutachten oder Empfehlungen über die künftige Gestaltung der Ge­
sundheitspolitik entweder aus eigener Initiative oder auf Antrag der Regierung. 

Die Regierung holt über jeden Vorentwurf eines Dekretes oder eines Erlasses, die einen 
der nachfolgenden Zustandigkeitsbereiche betreffen, das Gutachten des Beirats ein: 

1. über die Gesundheitsfërderungspolitik; 
2. über Angelegenheiten, die gemâJ3 den Bestimmungen des koordinierten Gesetzes vom 

10. Juli 2008 über die Krankenhauser und andere Pflegeeinrichtungen dem Nationalen Rat 
fur das Krankenhauswesen obliegen, insofern es sich um Angelegenheiten handelt, die im 
Zustandigkeitsbereich der Deutschsprachigen Gemeinschaft sind; 

3. unbeschadet Nummer 2 über die Gesundheitsversorgungspolitik. 

Der Beirat gibt das Gutachten innerhalb einer Frist von 60 Tagen nach Erhalt der Anfrage 
ab. Diese Frist wird von Rechtswegen um 15 Tage verlangert, wenn sie zwischen dem 1. Juli 
und dem 31. August einsetzt oder ablauft. Nach Ablauf dieser Frist kann die Regierung den 
Entwurf ohne das Gutachten verabschieden. Gibt der Beirat sein Gutachten innerhalb der 
Frist zu einem Dekretvorentwurf ab, hinterlegt die Regierung dieses zusammen mit dem 
Dekretentwurf im Parlament. 

Die in Absatz 3 erwahnte Frist kann im Dringlichkeitsfall auf 15 Tage begrenzt werden. 

Das Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft kann durch seinen Prasidenten ein 
Gutachten des Beirats anfragen. Der Beirat übermittelt dem Antragsteller dieses Gutachten 
in einer vom Parlament festgelegten Frist. 

Art. :5 - Zusammensetzung 

§1 - Dem Beirat gehëren folgende stimmberechtigte Mitglieder an: 
1. ein Allgemeinmediziner, der aus den Vorschlagslisten der auf dem deutschen Sprach­

gebiet tatigen Hausarztekreise bestellt wird; 
2. ein Vertreter des leitenden Verwaltungspersonals eines auf dem deutschen 
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Sprachgebiet befindlichen Krankenhauses, der aus den Vorschlagslisten der Verwaltungs­
riite bestellt wird und die Angebote der Krankenhiiuser vertritt; 

3. ein Vertreter der Facharzte eines auf dem deutschen Sprachgebiet befindlichen Kran­
kenhauses, der aus den Vorschlagslisten der Verwaltungsriite bestellt wird und die Ange­
bote der beiden Krankenhiiuser vertritt; 

4. ein Vertreter der Krankenpflege, der aus den Vorschlagslisten des Berufsverbandes 
bestellt wird; 

5. eine Fachkraft eines Heilhilfsberufs, die in der Gesundheitsversorgung tiitig ist; 
6. ein Psychologe oder ein Sozialarbeiter, der in der psychologischen oder psychiatrischen 

Begleitung tiitig ist; 
7. ein Vertreter einer auf dem deutschen Sprachgebiet befindlichen Einrichtung der psy­

chiatrischen Versorgung, der aus den Vorschlagslisten der Einrichtungen bestellt wird; 
8. ein Vertreter einer von der Regierung vorrangig mit Aufgaben im Bereich der Gesund­

heitsfërderung betrauten Organisation, der aus den Vorschlagslisten der betroffenen Ein­
richtungen bestellt wird; 

9. ein Vertreter der Krankenkassen; 
10. zwei Bürger, die keine Funktion in einer Gesundheitseimichtung im deutschen 

Sprachgebiet ausüben und nach einem ëffentlichen Aufruf durch die Regierung bestellt 
werden. 

Die in Absatz 1 Nummern 1-9 aufgeführten Personen üben zwecks Bestellung in den 
Beirat auf dem deutschen Sprachgebiet eine Tiitigkeit ais Selbststiindiger aus oder sind in 
einer im deutschen Sprachgebiet befindlichen Eimichtung tiitig. Die in Absatz 1 Nummer 10 
erwahnten Personen sind zwecks Bestellung in den Beirat im deutschen Sprachgebiet 
wohnhaft. 

Gehëren dem Beirat ais Mitglieder in beratender Funktion an: 
1. ein Vertreter der Regierung; 
2. ein Vertreter des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft. 

Die Regierung sorgt für die Protokollführung der Sitzungen und das Sekretariat des Bei­
rats, mit Ausnahme der Sitzungen von Arbeitsgruppen im Sinne von Artikel4 §4. 

§2 - Der Beirat wiihlt unter seinen stimmberechtigten Mitgliedern einen Vorsitzenden 
und einen stellvertretenden Vorsitzenden für eine emeuerbare Mandatsdauer von zwei 
Jahren. 

§3 - Die Regierung bestellt die Mitglieder des Beirats und ein Ersatzmitglied für jedes 
Mitglied. 

Die Mandatsdauer der Mitglieder betragt vier Jahre und ist emeuerbar. 

Art. 4 - Fun1ctionsweise 

§1 - Der Beirat tritt spiitestens zwei Monate nach Inkrafttreten des vorliegenden 
Dekrets zu einer ersten Sitzung zusammen. 

Binnen zwei Monaten nach dieser ersten Sitzung gibt sich der Beirat eine von der Regie­
rung zu genehmigende Geschaftsordnung. Diese Geschiiftsordnung regelt die Einzelheiten 
der Arbeitsweise des Beirats. 

Der Vorsitzende des Beirates teilt der Regierung die Termine der Zusammenkünfte mit. 

§2 - Die Entscheidungen des Beirats werden mit der Stimmenmehrheit der anwesenden 
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Mitglieder gefasst. Er ist beschlussfiihig, wenn mindestens die Hiilfte seiner Mitglieder an­
wesend ist. 

Ist der Beirat nicht beschlussfiihig, liidt der Vorsitzende zu einer zweiten Sitzung ein, bei 
der der Beirat ungeachtet der in Absatz 1 erwiihnten Bedingungen beschlussfiihig ist. 

§3 - Der Beirat kann zur Erfüllung seiner Aufgaben Fachleute zu den Sitzungen einladen, 
die mit beratender Stimme an den Sitzungen teilnehmen. 

§4 - Der Beirat kann themenbezogene Arbeitsgruppen einsetzen. 

Teilnehmer der Arbeitsgruppen kônnen sowohl Mitglieder des Beirates ais auch die in §3 
erwiihnten Fachleute sein. Letztere verfügen über Kenntnisse zu der in der Arbeitsgruppe 
diskutierten Thematik. 

Die Arbeitsgruppen haben folgende Aufgaben: 
1. Bearbeitung einer vom Beirat festgelegten Thematik im Hinblick auf die Vorbereitung 

eines Gutachtens; 
2. Erarbeitung von Lôsungsvorschliigen bezüglich festgestellter Bedarfe. 

Die Arbeitsgruppen sind nicht dauerhaft eingesetzt. Der Beirat kann, gegebenenfalls. im 
Einverstiindnis mit der Arbeitsgruppe selbst, eine Frist für die Erfüllung der Aufgabe der 
Arbeitsgruppe einsetzen. Sobald der Auftrag beendet ist, wird die Arbeitsgruppe aufgelôst. 

Art. 5 - Berichterstattung 

Zum Ende eines jeden Kalenderjahres verfasst der Beirat einen Bericht über seine Tiitig­
keiten im abgelaufenen Jahr und übermittelt diesen zeitgleich dem Parlament und der Re­
gierung. 

Art. 6 - Entschadigungen 

Die stimmberechtigten Mitglieder des Rates sowie die Fachleute, die in Anwendung von 
Artikel 4 §3 an den Sitzungen teilnehmen, haben Anrecht auf Anwesenheitsgelder und 
Fahrtentschiidigungen gemiiB den von der Regierung festgelegten Bestimmungen. 

Absatz 1 ist nicht anwendbar auf die gemiiB Artikel 4 §4 eingesetzten Arbeitsgruppen. 

Art. 7 - Abanderungsbestimmung 

In Artikel 2 Absatz 1 des Dekrets vom 1. Juni 2004 zur Gesundheitsfôrderung und zur 
medizinischen Priivention, abgeiindert durch das Dekret vom 26. Februar 2018, wird das 
Wort "Beirates" jeweils durch die Wortfolge "Beirats für Gesundheit" ersetzt. 

Art. 8 - Abanderungsbestimmung 

Kapitel II desselben Dekrets, abgeiindert durch die Dekrete vom 25. Februar 2013 und 
vom 29. Juni 2015, wird aufgehoben. 

Art. 9 - Aufhebungsbestimmung 

Das Dekret vom 20. Oktober 1997 zur Schaffung eines Krankenhausbeirats und eines 
Beirats für Wohn-, Begleit- und Pflegestrukturen für Senioren sowie die hiiusliche Hilfe, ab­
geiindert durch die Dekrete vom 15. Miirz 2010, vom 7. November 2016 und vom 13. 
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Dezember 2018, wird aufgehoben. 

Art. 10 - In1crafttreten 

Vorliegendes Dekret tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

Eupen, den ... 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 

Der Ministerprâsident, 
Minister für lokale Behôrden und Finanzen 

o. PAASCH 

Antonios 
Antoniadis 

Digital unterschrieben 
von Antonios Antoniadis 
Datum: 2022.07.05 
10:07:09 +02'00' 

Der Vize-Ministerprâsident, 
Minister für Gesundheit und Soziales, Raumordnung und Wohnungswesen 

A. ANTONIADIS 



REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 
 
 
 

DE REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP, 
 
Op de voordracht van de Minister van Gezondheid; 
 
Na beraadslaging, 
 
Besluit: 
 
 
De Minister bevoegd voor Gezondheid is ermee belast bij het Parlement van de Duitstalige Ge-

meenschap het ontwerp van decreet in te dienen waarvan de tekst hierna volgt: 
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VOORONTWERP VAN DECREET TOT OPRICHTING VAN EEN ADVIESCOMMISSIE GEZONDHEID 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
INHOUD 

 
Dit decreet heeft tot doel een adviescommissie Gezondheid op te richten die de Regering van de Duits-
talige Gemeenschap adviseert op het gebied van gezondheidsbeleid. 
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MEMORIE VAN TOELICHTING 
 
 

ALGEMENE TOELICHTING 
 
In het kader van de zesde staatshervorming heeft de Duitstalige Gemeenschap nieuwe bevoegdhe-

den gekregen, zoals de Impulseo-subsidie voor artsen, de erkenning en financiering van huisartsen-
kringen en van het samenwerkingsverband tussen de psychiatrische diensten en instellingen (hierna: 
Psychiatrieverband), de vaststelling van de erkenningsnormen en van de financiering van het psychia-
trisch verzorgingstehuis, het begeleid wonen en de longtermcare-revalidatie.  

 
Momenteel worden deze onderwerpen door geen enkel adviesorgaan van de Duitstalige Gemeen-

schap behandeld. Aangezien toekomstige projecten betrekking hebben op die sectoren en dus in re-
gelgeving zullen worden gegoten, is het noodzakelijk ook deze sectoren in adviesorganen van de Re-
gering aan bod te laten komen.  

 
Momenteel bestaan er twee adviesorganen die adviseren op het gebied van gezondheid: de Ad-

viesraad voor Gezondheidspromotie en de Adviescommissie voor de ziekenhuizen. Voorts wordt het 
onderwerp 'psychiatrische gezondheid' behandeld in de vzw Psychiatrieverband. 

 
Teneinde de band tussen gezondheidsbevordering en preventie enerzijds en behandelingsgenees-

kunde anderzijds te versterken, vindt er een reorganisatie van deze adviesraden plaats en wordt er 
één adviescommissie Gezondheid opgericht, die zowel gezondheidsbevordering als gezondheidszorg 
omvat. De gezondheidsplanning voor de Duitstalige Gemeenschap heeft onder meer tot doel netwer-
ken te vormen en de dienstprestaties op elkaar af te stemmen om zo het behandelings- en adviesaan-
bod voor de burgers te optimaliseren. 

 
OPMERKINGEN BIJ HET ADVIES VAN DE ADVIESRAAD VOOR GEZONDHEIDSPROMOTIE 
 
De Adviesraad voor gezondheidspromotie heeft op 2 maart 2020 een advies over dit voorontwerp 

van decreet afgegeven. 
 
In een eerste bemerking stelt de Adviesraad voor om de gezondheidspromotie vóór de gezond-

heidszorg te vermelden in artikel 2. Dit voorstel is uitgevoerd. 
 
Wat de adviestermijn vermeld in artikel 2, derde lid, betreft, stelt de Adviesraad voor om in een 

feedback van de Regering te voorzien. Deze aanbeveling wordt ter kennis genomen, maar wordt niet 
in de tekst overgenomen, enerzijds omdat het niet duidelijk is wat hiermee precies wordt beoogd en 
anderzijds omdat die adviestermijn algemeen voor alle nieuwe adviesraden zal worden ingevoerd. 

 
In een algemene aanbeveling stelt de Adviesraad voor om alle adviezen systematisch bekend te 

maken. Aan die aanbeveling kan geen gevolg worden gegeven. De adviezen die bestemd zijn voor an-
dere organen en adviesorganen van de Duitstalige Gemeenschap worden evenmin bekendgemaakt. 
Als advies wordt uitgebracht over een ontwerp van decreet, dan wordt dit advies bij het Parlement 
ingediend. 

 
Wat de samenstelling van de nieuwe adviescommissie bepaald in artikel 3 betreft, vraagt de Ad-

viesraad voor Gezondheidspromotie zich af of er een correcte weging is gemaakt tussen de vertegen-
woordigers van de verschillende disciplines. In overeenstemming met de doelstelling van geïnte-
greerde zorg is het zinvol verschillende disciplines samen te brengen om advies uit te brengen over 
projecten. Als problemen en uitdagingen vanuit verschillende invalshoeken worden geanalyseerd, 
door mensen met een verschillende opleiding of een verschillende beroepservaring, dan wordt duide-
lijker wat die problemen en uitdagingen inhouden; dat draagt ook bij tot innovatieve benaderingen 
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van oplossingen. Bovendien is het niet mogelijk om duidelijk vast te stellen of vertegenwoordigers van 
een bepaalde discipline niet ook op andere gebieden actief zijn. Zo werken huisartsen en ziekenhuizen 
curatief, maar deels ook preventief. Zij zijn actief in de lichamelijke gezondheidszorg, de geestelijke 
gezondheidszorg en de gezondheidsbevordering. 

 
In een andere algemene opmerking bij artikel 3 vraagt de adviesraad zich af hoe de leden concreet 

moeten worden geselecteerd als er geen beroepsvereniging is. Met het oog op de selectie van de leden 
zal in de pers een oproep worden gedaan, zodat belangstellenden zich kunnen melden. Er worden ook 
mensen aangeschreven. Voor paramedici bestaat er immers geen volledige lijst. De huisartsen worden 
bereikt via de huisartsenkringen. 

 
Bovendien was de adviesraad van mening dat twee vertegenwoordigers te weinig zijn om de gehele 

preventiesector te bestrijken. Daarop kan worden geantwoord dat huisartsen en psychologen ook aan 
preventie doen en daar extra aandacht aan besteden. 

Voorts wijst de adviesraad op gevaar voor belangenconflicten, aangezien bepaalde sectoren slechts 
door één persoon worden vertegenwoordigd. In dit verband mag echter van de aangewezen vertegen-
woordiger worden verwacht dat hij of zij overleg pleegt met de sector die hij of zij vertegenwoordigt 
en dienovereenkomstig overweegt welk standpunt hij of zij inneemt. 

 
Wat de vertegenwoordiging van de burgers in de nieuwe adviescommissie betreft, zou de advies-

raad graag zien dat er selectiecriteria worden vastgesteld. De stellers van het voorontwerp zijn echter 
van mening dat een beperking van de pool aan kandidaten ongewenst is en dat de pool aan kandidaten 
zo open mogelijk moet worden gehouden. Bovendien zijn er goede ervaringen opgedaan in de 'Advies-
commissie voor de ondersteuning van ouderen', waarvoor een soortgelijk concept van burgerpartici-
patie bestaat. 

 
Een ander voorstel voor de samenstelling betreft de vzw Verbraucherschutzzentrale, een vzw die 

aan consumentenbescherming doet. Deze zou uitdrukkelijk als lid van de adviescommissie moeten 
worden opgenomen. In dat verband wijzen de stellers van het voorontwerp erop dat de vzw Verbrau-
cherschutzzentrale overeenkomstig artikel 4, § 3, als deskundige bij de beraadslagingen betrokken kan 
worden mocht dat nuttig zijn. 

 
Wat de in artikel 4 van het voorontwerp vastgelegde werking betreft, heeft de adviesraad kritiek 

op het feit dat de precieze werkwijze van de nieuwe adviescommissie niet wordt geregeld, waardoor 
gevreesd wordt dat ze veel tijd zal verliezen met vragen over haar interne werkwijze. Hierop kan wor-
den geantwoord dat het de inherente taak van de adviescommissie is om haar opdracht overeenkom-
stig artikel 2 te vervullen. Het is immers de taak van de voorzitter van de adviescommissie om ervoor 
te zorgen dat deze commissie kan functioneren en correct werkt. 

 
Met betrekking tot hetzelfde artikel vraagt de adviesraad zich af of het überhaupt mogelijk is efficiënt 
te werken als zulke uiteenlopende thema's worden behandeld, en of de leden in dat geval over de 
nodige deskundigheid beschikken. De adviesraad kan weliswaar begrijpen dat het decreet om die re-
den de mogelijkheid biedt werkgroepen op te richten (§ 4), maar volgens hem ontbreekt het structu-
rele kader. Daarom stelt de adviesraad voor om bij decreet drie permanente werkgroepen op te rich-
ten. Voorts moet een coördinatieorgaan worden opgericht om de uitwisseling tussen de werkgroepen 
te waarborgen. Door onderwerpen te rigide te verankeren in afzonderlijke werkgroepen, vermindert 
men het innovatieve karakter van het toekomstige werk van dat adviesorgaan in het kader van de 
geïntegreerde zorg. Dat zou de kwaliteit dus niet verhogen, maar veeleer afremmen. Het zou de kans 
op een multidimensionaal advies, dat wordt afgegeven door een adviescommissie waarin verschil-
lende vakcompetenties vertegenwoordigd zijn, verkleinen. Bovendien moet de adviescommissie zelf 
kunnen beslissen welke werkgroepen ze voor welke prioritaire thema's opricht, hoe ze deze samen-
stelt en voor hoelang ze deze opricht. Niets belet de Adviescommissie Gezondheid dus om gewenste 
werkgroepen op te richten. 
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OPMERKINGEN BIJ HET ADVIES VAN DE VZW PSYCHIATRIEVERBAND 
 
De vzw Psychiatrieverband der Deutschsprachigen Gemeinschaft heeft op 20 februari 2020 een ad-

vies over dit voorontwerp van decreet afgegeven. 
 
De vzw Psychiatrieverband juicht de instelling van een adviescommissie in principe toe, maar geeft 

er de voorkeur aan een aparte positie te behouden en niet op te gaan in de adviescommissie Gezond-
heid. In plaats daarvan moet de vzw Psychiatrieverband als een overlegorgaan van deskundigen fun-
geren. De stellers van het voorontwerp zijn van mening dat de vzw Psychiatrieverband zal blijven be-
staan, zodat overleg nog steeds mogelijk is. Voorts voorziet het voorontwerp van decreet in de oprich-
ting van werkgroepen waar overleg kan plaatsvinden. 

 
Wat de samenstelling van de adviescommissie betreft, bekritiseert de vzw Psychiatrieverband dat 

twee vertegenwoordigers uit de sector Psychiatrie niet voldoende zijn gezien de omvang van de sector. 
Ook hier geldt dat huisartsen en specialisten kennis op dat gebied hebben. 

 
OPMERKINGEN BIJ HET ADVIES VAN DE ADVIESCOMMISSIE VOOR DE ZIEKENHUIZEN 
 
De Adviescommissie voor de ziekenhuizen heeft op 15 oktober 2020 advies gegeven over het voor-

ontwerp van decreet.  
 
Het eigenlijke advies bestaat alleen uit de opmerking dat de Adviescommissie voor de ziekenhuizen 

niet mag worden opgenomen in de nieuwe adviescommissie Gezondheid en in plaats daarvan in zijn 
huidige vorm moet blijven bestaan. De Adviescommissie voor de ziekenhuizen is van oordeel dat ze 
zou kunnen fungeren als een overkoepelende structuur waarin overkoepelende kwesties worden be-
sproken. De mogelijkheid bestaat om werkgroepen op te richten waarin de onderwerpen ter voorbe-
reiding worden besproken. Ziekenhuisspecifieke onderwerpen zouden dan in een werkgroep kunnen 
worden voorbereid. In aansluiting daarop zou de adviescommissie Gezondheid dan advies over de 
voorstellen kunnen uitbrengen vanuit het perspectief van de verschillende disciplines. De essentie van 
het nieuwe orgaan is juist deze multidimensionale visie op de het aanbod aan gezondheidsdiensten en 
de netwerkvorming daarvan in de Duitstalige Gemeenschap. 

 
Vervolgens heeft de Adviescommissie voor de ziekenhuizen nog enkele informele opmerkingen 

naar de Regering gestuurd, waarop hieronder wordt ingegaan. 
 
De Adviescommissie voor de ziekenhuizen vraagt zich af waarom de federale basisteksten niet wor-

den vermeld in het voorontwerp van decreet. De reden hiervoor is dat het gaat om een orgaan dat 
geacht wordt uitsluitend advies uit te brengen over de onderwerpen die tot de bevoegdheid van de 
Duitstalige Gemeenschap behoren. Bijgevolg is het niet nodig dat in het voorontwerp van decreet naar 
federale wetteksten wordt verwezen. 

 
Vervolgens bekritiseert de Adviescommissie voor de ziekenhuizen dat de oorspronkelijk gedetail-

leerde opdracht van de Adviescommissie voor de ziekenhuizen, namelijk het controleren van de nale-
ving van de ziekenhuiswetgeving en van de normen voor ziekenhuizen en ziekenhuisdiensten, niet 
meer terug te vinden is in het voorontwerp van decreet. De "wet" (waarschijnlijk wordt hiermee de 
gecoördineerde wet van 10 juli 2008 op de ziekenhuizen en andere verzorgingsinrichtingen bedoeld) 
bepaalt dat aangelegenheden die tot de bevoegdheid van de gemeenschappen behoren, worden be-
sproken in de adviescommissie voor de ziekenhuizen van de betrokken gemeenschap. Het is waar dat 
de beoogde wet niet voorschrijft dat er een "regionale" adviescommissie voor de ziekenhuizen moet 
zijn waarin bepaalde onderwerpen moeten worden besproken. Voor de rechtszekerheid lijkt het even-
wel noodzakelijk de oorspronkelijke opdracht van de Adviescommissie voor de ziekenhuizen uit het 
decreet van 20 oktober 1997 houdende oprichting van een Adviescommissie voor de ziekenhuizen en 
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van een Adviescommissie voor de woon-, begeleidings- en verzorgingsstructuren voor bejaarden en 
voor de thuishulp over te nemen en voort te zetten, zodat gewaarborgd is dat er geen vragen blijven 
bestaan over de situaties waarin bij de toepassing van de gecoördineerde wet van 10 juli 2008 een 
advies van de adviescommissie Gezondheid vereist is. 

 
Wat de samenstelling betreft, concludeert de Adviescommissie voor de ziekenhuizen dat vertegen-

woordigers van beide ziekenhuizen in het Duitse taalgebied aanwezig zouden moeten zijn om gelijke-
lijk vertegenwoordigd te zijn. De auteurs zijn echter van mening dat het aan de ziekenhuizen is om 
intern af te spreken wie welke vertegenwoordiger van de medische beroepsgroep en de ziekenhuis-
administratie stuurt. Het is niet mogelijk om voor elk type instelling dat in het Duitse taalgebied meer-
dere malen voorkomt, een aparte vertegenwoordiger in de adviescommissie aan te wijzen. Te veel 
leden maken de werkwijze te log, wat ten koste gaat van de slagvaardigheid. 

 
Bovendien kan de Adviescommissie voor de ziekenhuizen niet begrijpen waarom seniorenaangele-

genheden in een aparte adviescommissie voor de ondersteuning van ouderen worden behandeld, ter-
wijl de specifieke en deels vrij technische zaken die onder de ziekenhuiswetgeving vallen, in een de-
creet moeten worden geregeld. De sector van de ouderenondersteuning wordt niet elders behandeld, 
maar heeft een adviescommissie voor de ondersteuning van ouderen voor zover het de adviesfunctie 
betreft. De sector van de ouderenondersteuning is hoofdzakelijk gericht op het aanbod dat ouderen 
de mogelijkheid biedt om zelf te beslissen hoe ze het natuurlijke verouderingsproces kunnen verlichten 
en hoe ze gemakkelijker zelfstandig kunnen blijven wonen. 
 
Natuurlijk zijn er raakvlakken tussen de sectoren. Een mogelijkheid die beide adviescommissies 
daarom zouden kunnen overwegen, is het inschakelen van een deskundige van de adviescommissie 
voor de ondersteuning van ouderen of het houden van gezamenlijke vergaderingen. Een fusie van 
beide adviescommissies is in de toekomst zeker denkbaar, maar door het onderhavige voorstel worden 
reeds verschillende thematische gebieden samengevoegd. De toegevoegde waarde van een uitbrei-
ding tot andere thema's, zoals ouderenondersteuning, moet op middellange termijn worden bespro-
ken na een evaluatie van de oprichting van de adviescommissie Gezondheid. 

 
BESPREKING VAN DE ARTIKELEN 
 
Artikel 1 
 
Bij dit artikel wordt een adviescommissie Gezondheid opgericht. 
 
Artikel 2 
 
Dit artikel bepaalt de taken van de adviescommissie. Tevens wordt bepaald dat de Regering het 

advies van de adviescommissie inwint over elk voorontwerp van decreet of besluit betreffende het 
gezondheidsbeleid in de zin van artikel 5, § 1, I, van de bijzondere wet van 8 augustus 1980 tot hervor-
ming der instellingen. Daartoe behoren in het bijzonder gezondheidszorg en gezondheidsbevordering. 
Om onduidelijkheden met betrekking tot de adviesfunctie op het gebied van de ziekenhuiswetgeving 
uit te sluiten, wordt de bestaande taakomschrijving op dit gebied uit het besluit tot oprichting van de 
huidige adviescommissie voor de ziekenhuizen behouden. Het takenpakket van de nu opgerichte ad-
viescommissie Gezondheid en het takenpakket van de adviescommissie voor de ondersteuning van 
ouderen mogen elkaar echter niet overlappen. Daarom wordt in het eerste lid, 1°, een uitsluitingscri-
terium opgenomen. 

 
Artikel 3 
 
Dit artikel bepaalt de samenstelling van de adviescommissie. Zij bestaat hoofdzakelijk uit mensen 

die een beroep in de gezondheidszorg beoefenen in de Duitstalige Gemeenschap, hetzij in de 
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instellingen, hetzij als beoefenaars van vrije beroepen. Bovendien zitten er in de adviescommissie ook 
twee burgers die geen functie in een gezondheidsinstelling in het Duitse taalgebied bekleden. Bedoe-
ling is dat de adviescommissie bij het geven van een advies niet alleen rekening houdt met het stand-
punt van de zorgprofessionals, maar ook met de behoeften van de burgers. Dat zal bijvoorbeeld een 
meerwaarde zijn bij het bepalen van nieuwe kwaliteitsnormen. 

 
De Regering wijst de leden aan voor een mandaat van vier jaar. 
 
Artikel 4 
 
Dit artikel bepaalt de werkwijze van de adviescommissie. Het artikel geeft de adviescommissie de 

mogelijkheid om voor zijn beraadslagingen deskundigen in te schakelen, maar deze hebben geen stem-
recht. Voorts kunnen ook werkgroepen worden opgericht die dieper ingaan op onderwerpen zoals 
geestelijke gezondheid, verslaving of voeding.  De werkgroepen kunnen dus een onderwerp behande-
len vanuit verschillende invalshoeken. 

  
Voor het opstellen van adviezen is ook samenwerking met andere adviescommissies rond een thema 
mogelijk. 

 
Artikel 5 
 
Dit artikel bepaalt dat de adviescommissie jaarlijks een activiteitenverslag opstelt en dat ze dit ver-

slag toezendt aan de Regering en aan het Parlement. 
 
Artikel 6 
 
Dit artikel bepaalt wie recht heeft op presentiegelden en reiskostenvergoedingen. 
 
Artikelen 7 tot 9 
 
Als gevolg van de samenvoeging van de adviesraad voor gezondheidspromotie en de adviescom-

missie voor de ziekenhuizen moeten de desbetreffende basisdecreten worden aangepast. Zo worden 
in het decreet betreffende de gezondheidspromotie de verwijzingen naar de Adviesraad voor Gezond-
heidspromotie vervangen door verwijzingen naar de nieuwe adviescommissie en wordt het hoofdstuk 
over de oprichting van de Adviesraad voor Gezondheidspromotie opgeheven, terwijl het decreet van 
20 oktober 1997 houdende oprichting van een Adviescommissie voor de ziekenhuizen en van een Ad-
viescommissie voor de woon-, begeleidings- en verzorgingsstructuren voor bejaarden en voor de thuis-
hulp nu in zijn geheel wordt opgeheven. Het deel van het decreet van 20 oktober 1997 dat betrekking 
heeft op de Adviescommissie voor de woon-, begeleidings- en verzorgingsstructuren voor bejaarden 
en voor de thuishulp werd al opgeheven bij het decreet van 13 december 2018. 

 
Artikel 10 
 
Luidens dit artikel treedt het ontwerp van decreet in werking op 1 januari 2023. 
 

 
 
 
 

De Viceminister-President, 
Minister van Gezondheid en Sociale Aangelegenheden, Ruimtelijke Ordening en Huisvesting 

A. ANTONIADIS 
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VOORONTWERP 
 
 

Voorontwerp van decreet tot oprichting van een adviescommissie Gezondheid 
 
 

Artikel 1 – Oprichting 
 
Er wordt een adviescommissie Gezondheid opgericht. 
 
Art. 2 – Taken 
 
De adviescommissie heeft de volgende taken: 
1° adviezen inzake gezondheidsbevordering en gezondheidszorg opstellen, hetzij op eigen initiatief, 

hetzij op verzoek van de Regering, maar met uitsluiting van aangelegenheden die vallen onder arti-
kel 71 van het decreet van 13 december 2018 betreffende het aanbod aan diensten voor ouderen en 
personen met ondersteuningsbehoeften, alsook betreffende palliatieve zorg;  

2° de aangelegenheden die, overeenkomstig de gecoördineerde wet van 10 juli 2008 betreffende 
de ziekenhuizen en andere verzorgingsinrichtingen, tot de bevoegdheid behoren van de Federale Raad 
voor Ziekenhuisvoorzieningen, voor zover het aangelegenheden betreft die tot de bevoegdheid beho-
ren van de Duitstalige Gemeenschap; 

3° op eigen initiatief of op verzoek van de Regering adviezen of aanbevelingen opstellen over de 
toekomstige organisatie van het gezondheidsbeleid.  

 
De Regering vraagt het advies van de adviescommissie over elk voorontwerp van decreet of besluit 

dat betrekking heeft op een van de volgende bevoegdheden: 
1° over het gezondheidsbevorderingsbeleid; 
2° over de aangelegenheden die, overeenkomstig de gecoördineerde wet van 10 juli 2008 betref-

fende de ziekenhuizen en andere verzorgingsinrichtingen, tot de bevoegdheid behoren van de Fede-
rale Raad voor Ziekenhuisvoorzieningen, voor zover het aangelegenheden betreft die tot de bevoegd-
heid behoren van de Duitstalige Gemeenschap; 

3° onverminderd 2° inzake gezondheidszorgbeleid. 
 
De adviescommissie verstrekt het advies binnen een termijn van zestig dagen na ontvangst van de 

aanvraag. Die termijn wordt van rechtswege verlengd met vijftien dagen indien hij tussen 1 juli en 31 
augustus begint te lopen of verstrijkt. Na het verstrijken van die termijn kan de Regering het ontwerp 
zonder advies goedkeuren. Indien de adviescommissie haar advies over een voorontwerp van decreet 
binnen de gestelde termijn verstrekt, dient de Regering het samen met het ontwerp van decreet in bij 
het Parlement. 

 
De termijn vermeld in het derde lid kan wegens dringende noodzakelijkheid tot vijftien dagen wor-

den beperkt. 
 
Het Parlement van de Duitstalige Gemeenschap kan door bemiddeling van zijn voorzitter een advies 

aanvragen bij de adviescommissie. De adviescommissie bezorgt dat advies aan de aanvrager binnen 
een door het Parlement gestelde termijn. 

 
Art. 3 – Samenstelling  
 
§ 1 – De volgende leden van de adviescommissie zijn stemgerechtigd:  
1° een huisarts die is aangewezen op basis van de lijsten met de kandidaten die worden voorgedra-

gen door de huisartsenkringen die in het Duitse taalgebied werkzaam zijn; 
2° een vertegenwoordiger van het leidinggevend bestuurspersoneel van een ziekenhuis dat in het 
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Duitse taalgebied gevestigd is, die aangewezen wordt op basis van de lijsten met de kandidaten die 
door de raden van bestuur worden voorgedragen en die het zorgaanbod van de ziekenhuizen verte-
genwoordigt; 

3° een vertegenwoordiger van de specialisten die werkzaam zijn in een ziekenhuis dat in het Duitse 
taalgebied gevestigd is, die aangewezen wordt op basis van de lijsten met de kandidaten die door de 
raden van bestuur worden voorgedragen en die het zorgaanbod van de beide ziekenhuizen vertegen-
woordigt; 

4° een vertegenwoordiger van de verpleegkundigen die aangewezen wordt op basis van de lijsten 
met de kandidaten die door de beroepsvereniging worden voorgedragen;  

5° een beoefenaar van een paramedisch beroep die werkzaam is in de gezondheidszorg; 
6° een psycholoog of maatschappelijk werker die werkzaam is in de psychologische of psychiatri-

sche begeleiding;  
7° een vertegenwoordiger van een instelling voor psychiatrische zorg die in het Duitse taalgebied 

gevestigd is, waarbij die vertegenwoordiger wordt aangewezen op basis van de lijsten met de kandi-
daten die door de instellingen worden voorgedragen; 

8° een vertegenwoordiger van een organisatie die door de Regering bij voorrang met taken inzake 
gezondheidsbevordering is belast, waarbij die vertegenwoordiger wordt aangewezen op basis van de 
lijsten met de kandidaten die door de betrokken instellingen worden voorgedragen; 

9° een vertegenwoordiger van de ziekenfondsen;  
10° twee burgers die geen functie in een zorginstelling in het Duitse taalgebied uitoefenen en die 

na een openbare oproep door de Regering worden aangewezen. 
 
De personen vermeld in het eerste lid, 1° tot 9°, oefenen een activiteit als zelfstandige uit in het 

Duitse taalgebied of zijn werkzaam in een instelling die in het Duitse taalgebied is gevestigd met het 
oog op hun aanwijzing als lid van de adviescommissie. De personen vermeld in het eerste lid, 10°, zijn 
woonachtig in het Duitse taalgebied met het oog op hun aanwijzing als lid van de adviescommissie.  

 
De volgende leden van de adviescommissie hebben een raadgevende functie: 
1° één vertegenwoordiger van de Regering; 
2° één vertegenwoordiger van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap.  
 
De Regering zorgt voor de opmaak van de notulen van de vergaderingen en voor het secretariaat 

van de adviescommissie, met uitzondering van de vergaderingen van werkgroepen in de zin van artikel 
4, § 4. 

 
§ 2 – De adviescommissie kiest onder haar stemgerechtigde leden een voorzitter en een plaatsver-

vangend voorzitter voor een verlengbare periode van twee jaar. 
 
§ 3 – De Regering wijst de leden van de adviescommissie aan en wijst voor elk lid een plaatsvervan-

gend lid aan. 
 
Het mandaat van de leden duurt vier jaar en kan worden verlengd.  
 
Art. 4 – Werkwijze  
 
§ 1 – De eerste vergadering van de adviescommissie vindt ten laatste twee maanden na inwerking-

treding van dit decreet plaats. 
 
Binnen twee maanden na deze eerste vergadering neemt de adviescommissie een huishoudelijk 

reglement aan dat door de Regering moet worden goedgekeurd. Dat huishoudelijk reglement regelt 
de details van de werkwijze van de adviescommissie. 

 
De voorzitter van de adviescommissie deelt de vergaderdata mee aan de Regering. 
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§ 2 – De beslissingen van de adviescommissie worden genomen bij meerderheid van stemmen, 

uitgebracht door de aanwezige leden. De adviescommissie kan rechtsgeldig beraadslagen en besluiten, 
indien ten minste de helft van haar leden aanwezig is.  

 
Indien de adviescommissie niet rechtsgeldig kan beraadslagen en besluiten, roept de voorzitter een 

tweede vergadering bijeen waarop de adviescommissie rechtsgeldig kan beraadslagen en besluiten, 
ongeacht de voorwaarden vermeld in het eerste lid. 

 
§ 3 – Met het oog op de uitoefening van haar taken kan de adviescommissie op haar vergaderingen 

deskundigen uitnodigen; deze wonen de vergaderingen met raadgevende stem bij.  
 
§ 4 – De adviescommissie kan werkgroepen over een specifiek thema oprichten.  
 
Aan de werkgroepen kunnen leden van de adviescommissie deelnemen, alsook de deskundigen 

vermeld in § 3. Deze laatsten beschikken over kennis van het thema dat in de werkgroep wordt be-
sproken.  

 
De werkgroepen hebben de volgende taken: 
1° behandelen van een door de adviescommissie bepaald thema met het oog op de voorbereiding 

van een advies; 
2° uitwerken van voorstellen voor oplossingen van vastgestelde behoeften. 

 
De werkgroepen worden niet permanent ingezet. Zo nodig kan de adviescommissie in overleg met 

de werkgroep bepalen hoeveel tijd de werkgroep krijgt om zijn taak te vervullen. Zodra de taak voltooid 
is, wordt de werkgroep ontbonden.  
 

Art. 5 – Rapportering 
 
Op het einde van het kalenderjaar maakt de adviescommissie een verslag over de activiteiten van 

het afgelopen jaar op en zendt dat gelijktijdig toe aan het Parlement en aan de Regering. 
 
Art. 6 – Vergoedingen 
 
De stemgerechtigde leden van de adviescommissie en de deskundigen die met toepassing van ar-

tikel 4, § 3, de vergaderingen bijwonen, hebben recht op presentiegelden en reiskostenvergoedingen 
onder de door de Regering vastgelegde voorwaarden. 

 
Het eerste lid is niet van toepassing op de werkgroepen die overeenkomstig artikel 4, § 4, worden 

ingezet. 
 
Art. 7 – Wijzigingsbepaling 
 
In artikel 2, eerste lid, van het decreet van 1 juni 2004 betreffende de gezondheidspromotie en 

inzake medische preventie, gewijzigd bij het decreet van 26 februari 2018, wordt het woord "Advies-
raad" telkens vervangen door de woorden "adviescommissie Gezondheid" en in de volledige versie 
van het decreet wordt het woord "Adviesraad" telkens vervangen door het woord "adviescommissie". 

 
Art. 8 – Wijzigingsbepaling 
 
Hoofdstuk II van hetzelfde decreet, gewijzigd bij de decreten van 25 februari 2013 en 29 juni 2015, 

wordt opgeheven. 
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Art. 9 – Opheffingsbepaling 
 
Het decreet van 20 oktober 1997 houdende oprichting van een Adviescommissie voor de zieken-

huizen en van een Adviescommissie voor de woon-, begeleidings- en verzorgingsstructuren voor be-
jaarden en voor de thuishulp, gewijzigd bij de decreten van 15 maart 2010, 7 november 2016 en 13 de-
cember 2018, wordt opgeheven. 

 
Art. 10 – Inwerkingtreding 
 
Dit decreet treedt in werking op 1 januari 2023. 
 
 
Eupen, 
 
 

Voor de Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 
 
 

De Minister-President, 
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
 
 

De Viceminister-President, 
Minister van Gezondheid en Sociale Aangelegenheden, Ruimtelijke Ordening en Huisvesting 

A. ANTONIADIS 
 
 




